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DIE MITBESTIMMUNG AKTUELL

„Massenarbeitslosigkeit 
ist nicht unabwendbar"

Während die Arbeitslosigkeit 

dramatisch steigt, fehlen bis heute 

politische Konzepte, die diesen 

Trend umkehren könnten. Für nicht 

aktzeptabel hält Prof. Günther 

Schmidt die Erosion von Arbeits
plätzen - nebst der gesellschaftli

chen Anpassung an immer höhere 

Zahlen struktureller Arbeitslosigkeit. 

„Vollbeschäftigung ist machbar!", 
reklamiert der Arbeitsmarktpolitik- 
Experte am Wissenschaftszentrum 

Berlin. M it ihm sprach für "Die M it

bestimmung" Jörg Buteweg.

In der Bundesrepublik herrscht 
Fatalismus: Die Arbeitslosigkeit nimmt im
mer bedrohlichere Ausmaße an, eine De
batte darüber gibt es aber nicht, ge
schweige denn Bemühungen, dagegen 
anzukämpfen.

Günther Schmid: Jede Gesellschaft 
hat die Arbeitslosigkeit, die sie toleriert. Es 
gibt keine „natürliche Arbeitslosenquote", 
womit Ökonomen gern die tatsächliche 
Arbeitslosigkeit rechtfertigen. Sie blenden 
dabei immer die enormen Kosten aus, die 
Arbeitslosigkeit verursacht.

Worin bestehen die Kosten der 
Arbeitslosigkeit?

Günther Schmid: Die vorhandenen 
Kapazitäten der Wirtschaft werden nicht 
genutzt, deswegen werden weniger Güter 
und Dienstleistungen hergestellt als ei
gentlich möglich wäre. Folglich gibt es 
auch weniger zu verteilen. Für die USA ist 
ermittelt worden, daß ein Rückgang der 
Arbeitslosigkeit um ein Prozent einen 
Wachstumsgewinn von drei bis vier Pro
zent bringt. Auch für die Bundesrepublik 
gilt: Durch konsequente Vollbeschäfti
gungspolitik läßt sich die Wertschöpfung 
steigern, von einer Vermeidung sozialer 
Kosten ganz zu schweigen.

Dr. Jörg Buteweg lebt und arbeitet 
Korrespondent in Berlin. 3/s Wirtschafts-

Was heißt für Sie Vollbeschäfti
gung?

Günther Schmid: Null-Arbeitslosig
keit ist eine Utopie, aber ich wehre mich 
gegen eine fatalistische Festlegung einer 
angeblich natürlichen Arbeitslosenquote, 
die beliebig der Realität angepaßt wird. 
Früher lag diese „natürliche Arbeitslosen
quote" bei drei bis vier Prozent, jetzt wird 
sie bei sechs bis sieben Prozent festgelegt, 
und wenn es keine großen Proteste gibt, 
dann kann man sie auf acht bis neun Pro
zent steigern. Das ist nicht nur für die 
Volkswirtschaft katastrophal, sondern vor 
allem für die Menschen, die davon betrof
fen sind. Arbeitslosigkeit ist Ursache für 
wachsende soziale Ungleichheit. Für viele 
Menschen ist Arbeitslosigkeit der Beginn 
eines sozialen Abstiegs, sowohl im Sinne 
von Statusverlust in der Gesellschaft, wie 
im engeren ökonomischen Sinne. Es ist in 
international vergleichenden Studien be
legt, daß Einkommensungleichheit durch 
wachsende Arbeitslosigkeit drastisch ver
schärft wird. Das ist sicherlich auch poli
tisch gewollt. Hinter dem Konzept der na
türlichen Arbeitslosigkeit stecken Machter
haltungsinteressen.

Welches Niveau von Arbeitslosig
keit halten Sie für erreichbar?

Günther Schmid: Wir könnten mit al
ler Anstrengung auf drei bis vier Prozent 
Arbeitslosigkeit zurück, wie in den 70er 
Jahren. Gegenüber der aktuellen Situation 
wäre das praktisch eine Halbierung. Dazu 
muß natürlich der politische Wille vorhan
den sein.

Aber Vollbeschäftigung wird 
doch mit Inflation erkauft?

Günther Schmid: Das stimmt nicht 
generell. In der Bundesrepublik haben wir 
derzeit etwa vier Prozent Inflation. Dies 
kommt im wesentlichen durch staatlich 
festgelegte Preise zustande, nicht durch 
eine Lohn-/Preisspirale, wie zeitweise Mit
te der 70er Jahre. Die Preissteigerungen

kommen auch nicht durch Kapazitäts
engpässe in der Wirtschaft zustande. Eine 
Nachfragestrategie mit einer Expansion 
der öffentlichen Investitionen in die Infra
struktur für Bildung, Verkehr und Techno
logie wäre derzeit zu realisieren, ohne die 
Inflation in die Höhe zu treiben. Die 
Inflationsgefahr wird von der Wirtschaft, 
vom Wirtschaftsminister, aber auch von 
der Bundesbank hochgespielt.

Öffentliche Investitionen bedeu
ten aber noch höhere Staatsverschuldung.

Günther Schmid: Man muß unter
scheiden zwischen Schulden und Defizit. 
Defizite durch Kredite für Investitionen 
sind etwas anderes als Schulden, um Kon
sum zu finanzieren. Deswegen sagt die 
bloße Größe des Schuldenberges nichts 
aus. Wir sind in einem wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Umbruch. Ost
europa braucht einen Marshallplan und 
Westeuropa eine Modernisierungskur, um 
im weltwirtschaftlichen Wettbewerb zu 
bestehen. Jetzt muß massiver in die Zu
kunft investiert werden als in den 70er 
und 80er Jahren, als wir noch von den 
Innovationen der 50er und frühen 60er 
Jahre zehren konnten. Das würde sich in 
10 bis 15 Jahren auch auszahlen.

Sä: Staatsverschuldung ist für Sie 
nicht generell von Obel?

Günther Schmid: So ist es. Nehmen 
Sie das Beispiel Beschäftigungspolitik. Da 
lautet die Alternative: Geben wir Gelder 
für Arbeitslosigkeit aus oder investieren 
wir sie in Maßnahmen der produktiven 
Arbeitsförderung, der Oualifizierung, der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze etwa im 
Umweltbereich, geben sie beispielsweise 
für Lohnsubventionen und Hilfen zur 
Existenzgründung aus. Solange Geld in 
solch produktive Maßnahmen gesteckt
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wird, habe ich keine Bedenken gegen eine 
Erhöhung des Staatsdefizits. Im übrigen 
glaube ich, daß durch Streichen und Um
schichten viel Geld freigemacht werden 
könnte. Wenn die Regierung da ent
schlossen handeln würde, müßte das Defi
zit gar nicht so enorm wachsen. Voll
beschäftigung durch mehr öffentliche 
Investitionen und Zuschüsse zu privaten 
Investitionen muß nicht zu höheren Defi
ziten führen. Von einer straffen Konso
lidierungspolitik mit dem einzigen Ziel, die 
Neuverschuldung zü verringern, halte ich 
gegenwärtig allerdings nichts.

„Wenn es hohe Arbeitslosigkeit 
gibt, dann sind die Löhne zu hoch", lautet 
ein Standardargument konservativ-libera
ler Wirtschafter. Welche Rolle spielt aus 
ihrer Sicht die Lohnpolitik?

Günther Schmid: Lohnpolitik sollte 
moderat sein in dem Sinne, daß die Löhne 
nicht der Produktivitätsentwicklung da- 
vonlaufen. In diesem Sinne waren die 
jüngsten Tarifabschlüsse in Westdeutsch
land moderat. In Ostdeutschland sieht die 
Sache natürlich anders aus. Währungs
union und die darauf folgenden Stufen
tarifverträge waren politische Entschei
dungen. Dort müssen produktive Arbeits
plätze erst entstehen. Aber die IG Metall 
zeigt durchaus Flexibilität in den Betrie
ben, wo die Schwierigkeiten unerwartet 
groß sind. Es ist aber versäumt worden, 
den industriellen Wiederaufbau in den 
neuen Bundesländern stärker zu fördern. 
Ich hätte mir beispielsweise Lohnkosten
zuschüsse für Betriebe in der Sanierung 
und für Existenzgründungen gewünscht, 
Entlastungen bei der Umsatzsteuer und 
eine stärkere Absatzförderung.

ffc Wo sehen Sie Ansatzpunkte zu 
einer aktiveren Beschäftigungspolitik?

Günther Schmid: Im internationalen 
Vergleich ist die Bundesrepublik eindeutig 
unterentwickelt, was die Zahl der Beschäf
tigten im Dienstleistungsbereich angeht. 
Das trifft für alle Bereiche zu, vor allem für 
die sozialen Dienstleistungen und die 
produktionsnahen Tätigkeiten. Das hat 
mit der Lohnstruktur zu tun und mit der 
Zurückhaltung des Staates, Aufgaben bei 
den humanen Dienstleistungen zu über
nehmen. Um einem weitverbreiteten Miß
verständnis vorzubeugen: Bezogen auf 
alle Erwerbsfähigen zwischen 15 und 64 
Jahren hat beispielsweise die USA mehr 
Menschen im öffentlichen Sektor beschäf
tigt als die Bundesrepublik. Noch schlech
ter ist unsere Stellung im Vergleich zu den 
skandinavischen Ländern, wo soziale und

Bildungsdienstleistungen eine sehr große 
Rolle spielen.

Ä  Wieso verhindert die Lohnstruktur 
mehr Beschäftigung im Dienstleistungs
bereich?

Günther Schmid: Was bei uns fehlt, 
sind Beschäftigungsmöglichkeiten auf 
mittlerer Gehaltsebene. Im Gesundheits
wesen gibt es zwischen hoch bezahlten 
Ärzten und schlecht bezahlten Pflege
kräften kaum Positionen. Auch im Hoch
schulbereich gibt es Möglichkeiten, durch 
Verschiebungen kostenneutral Stellen zu 
schaffen. In Dänemark und Schweden 
sind ein Großteil der Stellen im Sozial
bereich, im Bildungs- und Gesundheitswe
sen qualifizierte Teilzeitarbeitsplätze.

&  Ist das ein Plädoyer für Arbeitszeit
verkürzung?

Günther Schmid: Natürlich. Leider 
geht der Trend genau in die andere Rich
tung und es ist bedauerlich, daß die Ge
werkschaften darauf so defensiv reagie
ren. Längerfristig kann ich mir durchaus 
die 30-Stunden-Woche vorstellen. Das 
muß allerdings Zusammengehen mit dem 
zeitweiligen Verzicht auf Reallohnstei
gerungen, damit neue Arbeitsplätze gera
de für junge Leute geschaffen werden.
Wir können von der etablierten Generati
on verlangen, daß sie Einschränkungen 
hinnimmt, um der nächsten Generation 
eine Chance zu geben.

Sie haben offenbar wenig Proble
me mit einem wirtschaftlich aktiven Staat. 
Die aktuelle Tendenz geht aber dahin, die 
Staatstätigkeit zu verringern.

Günther Schmid: Es hat keinen Sinn, 
aus scheinbaren Wettbewerbszwängen 
mit aller Gewalt die Steuer- und Abgaben
quote senken zu wollen und damit die 
Handlungsfähigkeit des Staates noch 
mehr einzuschränken. Nachgewiesener
maßen ist die Höhe der Belastung kein Ar
gument für mangelnde Wettbewerbs
fähigkeit. In den 70er und 80er Jahren 
waren beispielsweise die Belastungs
quoten sehr unterschiedlich zwischen den 
Niedrigsteuerländern Japan und Schweiz 
einerseits und den skandinavischen Län
dern mit ihren hohen Abgabelasten. Beide

Gruppen hatten aber niedrige Arbeitslo
sigkeit und waren international wettbe
werbsfähig. Die wirtschaftliche Leistungs
fähigkeit ist nicht bedroht, solange hinter 
dieser Belastung produktive Arbeitsplätze 
und eine effiziente Arbeitsorganisation 
stehen. Das sind gesellschaftspolitische 
Entscheidungen, in denen es größere 
Spielräume gibt. Man kann Dienstleistun
gen privat erbringen oder im öffentlichen 
Sektor, wenn dazu der Konsens vorhan
den ist. Hohe Belastung heißt nicht auto
matisch, daß Steuergelder verfrühstückt 
werden. Sie fließen zurück als Dienstlei
stungen, die von vielen Menschen ge
schätzt werden: Gesundheit, Bildung, 
Pflege, Kultur, Verkehrsinfrastruktur; alles 
Dinge also, die auch der Wirtschaft zugu
te kommen.

Privat ist für Sie also nicht auto
matisch besser?

Günther Schmid: Ich halte das 
Gesundheitssystem in der Bundesrepublik 
mit all seinen Mängeln für effizienter als 
das private US-System. Denken Sie daran, 
daß 30 Prozent der US-Bürger überhaupt 
nicht krankenversichert sind. Der Großteil 
der Gesundheitskosten wird dort nicht nur 
privat erbracht, sondern auch privat finan
ziert, insbesondere von den großen Betrie
ben. Die kämpfen jetzt dafür, daß ein na
tionales Gesundheitssystem aufgebaut 
wird, um ihre einseitige Belastung her
unterzuschrauben, weil die ihre 
Wettbewerbsfähigkeit belastet. Es wird 
bei uns zu wenig erkannt, daß unser 
Gesundheitssystem auch der Wirtschaft 
zugute kommt.

Ist nicht die Arbeitskraft generell 
zu teuer?

Günther Schmid: Den Faktor Arbeit 
zu entlasten, ist notwendig. Es ist aus 
ökologischen Gründen ein Aberwitz, daß 
wir die Arbeitskraft hoch belasten und den 
Energieverbrauch so wenig. Wir müssen 
weg von einer weiteren Belastung der 
Löhne und die gesellschaftlich wichtigen 
Aufgaben stärker über Konsumsteuern fi
nanzieren.

Also Senkung der Sozialabgaben 
und stattdessen Steuererhöhungen?

Günther Schmid: Ich plädiere für ei
nen Umbau des Sozialsystems. Es ist ein 
Unding, daß wir einen Großteil der Ar
beitsmarktpolitik über die Beiträge der
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Unternehmen und der Arbeitnehmer zur 
Arbeitslosenversicherung finanzieren. Bes
ser wäre eine Arbeitsmarktabgabe. Da 
gibt es allerdings Bedenken, ob dies dem 
Grundgesetz entspricht. Ich ziehe deswe
gen einen regelgebundenen Bundeszu
schuß an die Bundesanstalt für Arbeit vor. 
Der Bund müßte einen bestimmten Pro
zentsatz der Ausgaben der Bundesanstalt 
aus Steuermitteln zuzahlen. Er profitiert 
nämlich von aktiver Beschäftigungspolitik 
erheblich, zum Beispiel über Minderaus- 
gaben (etwa für Arbeitslosenhilfe) und zu
sätzliche Steuereinnahmen.

Derzeit wird aber nicht über 
Finanzierungsmodelle debattiert, sondern 
es werden Gelder gestrichen.

Günther Schmid: Das ist katastro
phal, in sozialer wie ökonomischer Hin
sicht. Wir lösen damit kein Problem, son
dern verschieben nur die Kosten auf ande
re Stellen; beispielsweise auf die Kommu
nen, die Sozialhilfe zahlen müssen. Denen 
fehlt dann wiederum das Geld für Investi
tionen. Es ist aber auch sozial katastro
phal, denn Menschen, die längere Zeit ar
beitslos sind, werden mutlos, ihre Quali
fikationen werden zerstört, gar nicht zu 
sprechen von Gesundheitsschäden und 
Kriminalität. Wenn man die schwer meß
baren Folgen der Arbeitslosigkeit beziffern 
könnte, würde uns bewußt, daß es völlig 
unsinnig ist, arbeitsmarktpolitische Maß
nahmen zu streichen.

Trotzdem gibt es offenbar eine 
stillschweigende Übereinkunft, daß gegen 
Arbeitslosigkeit kaum ein Kraut gewach
sen ist.

Günther Schmid: Alles was Wissen
schaft tun kann, ist zu zeigen, daß Voll
beschäftigung im oben beschriebenen 
Sinne möglich ist. Das zeigen andere 
Industrieländer mit vergleichsweise gerin
ger Arbeitslosigkeit. Sehen Sie nach der 
Schweiz, nach Österreich oder Japan. 
Massenarbeitslosigkeit ist nicht unab
wendbar. •


